
BERLIN. Peer Steinbrück hat als SPD-
Kanzlerkandidat gern die Geschichte
des Studenten Martin erzählt, der eine
1-Zimmer-Wohnung in Frankfurt fin-
det, die bisher 400 Euro gekostet hat.
Dann sage ihm der Vermieter, nee, die
Wohnung koste jetzt 520 Euro. „Mar-
tin ist völlig entsetzt. Das sind ja
30 Prozent mehr bei Neuvermietung.
Ja, sagt der Vermieter, entweder top
oder hopp“, schilderte Steinbrück, der
die Wohnung auch mal nach Berlin,
Hamburg oderMünchen verlegte.

Nun wurde Steinbrück bekannter-
maßen nicht Kanzler, aber die SPD
darf als Juniorpartner der Union mit-
regieren – und ihr Justizminister Hei-
ko Maas (SPD) ist nun der Vollstrecker
einer „Mietpreisbremse“: allerdings in
deutlich abgespeckter Variante. Ges-
tern hat das Kabinett den Kompromiss
beschlossen. Er ist sehr umstritten.

„Mietpreisbremse“ hört sich gut an.
Maas wirbt für sein nach hartem Rin-
gen und großem Lobbydruck auf den
Weg gebrachtes Konzept mit einer ro-
ten Notbremse. Damit dürfen die Mie-
ten in bestimmten Lagen (die von den
Bundesländern festgelegt werden
müssen) bei Neuvermietungen nur

maximal zehn Prozent über der orts-
üblichen Vergleichsmiete liegen.

Der Mieterbund kritisiert, dass bis-
her nicht klar sei, was Vermieter bei ei-
nem Ignorieren der Bremse zu be-
fürchten haben – die Mieterlobby for-
dert deutliche Sanktionen. Und aus
Sicht der stellvertretenden Fraktions-
chefin der Linken, Caren Lay, handelt
es sich nur um ein „Mietpreisbrems-
chen“. Denn auf Druck der Immobili-
enwirtschaft werden Neubauten und
Vermietungen nach teuren Sanierun-
gen ausgenommen, was eine zwei-
schneidige Sache ist.

Regensburg als Negativbeispiel

Zum einen werden dringend neue
Wohnungen in gefragten Lagen ge-
braucht, denn weniger Mangel senkt
auch die Mietpreise. Zugleich richtet
sich die Mietpreisbremse aber nach
der ortsüblichen Durchschnittsmiete.
Werden nun in einem Viertel viele
neue Luxuswohnungen gebaut oder

Wohnungen teuer saniert, treiben die-
se von der Bremse ausgeklammerten
Immobilien die Durchschnittsmiete
automatisch nach oben.

Bei den anderenWohnungen in der
Gegend greift dann ab Frühjahr 2015
die 10-Prozent-Grenze. Beträgt die orts-
übliche Vergleichsmiete acht Euro je
Quadratmeter, dürfen höchstens 8,80
Euro verlangt werden. Bei bestehen-
den Verhältnissen ändert sich nichts –
hier darf die Miete in gefragten Lagen
binnen drei Jahren um bis zu 15 Pro-
zent steigen.

Während auf dem Lande die Miet-
preise vielfach purzeln, wird vor allem
in den gefragten Stadtlagen an der
Preisschraube gedreht, unter zehn Eu-
ro den Quadratmeter ist immer selte-
ner etwas Schönes zu bekommen. Das
Ministerium listet auf: Münster plus
30 Prozent bei Neuverträgen, Regens-
burg sogar 33 Prozent mehr, Hamburg
undMünchen 25 Prozent mehr, Berlin
plus 19 Prozent.

Besonders einer nicht gerade hoch
angesehenen Berufsgruppe stößt die
Reform bitter auf, sie will nun vor das
Bundesverfassungsgericht ziehen: die
bundesweit rund 12 000 Makler. Sie
fürchten um ihre lukrativen Aufträge.
Denn eingeführt wird auch das Bestel-
lerprinzip.

Es droht ein Bumerangeffekt

Wer den Makler beauftragt, zahlt –
und nicht wie bisher meist der Mieter,
der für Besichtigung, Exposé und Ver-
tragsabschluss in der Regel 2,38 Mo-
natsmieten zahlen muss. Der Vermie-
ter könnte verstärkt selbst die Abwick-
lung übernehmen, um sich die Mak-
lerkosten zu sparen. Allerdings hat er
dann den Stress mit Papierkram und
stundenlangen Besichtigungstouren.
Nimmt er einen Makler in Anspruch,
könnte er bei Schönheitsreparaturen
mehr als nötig verlangen, um die Kos-
ten reinzubekommen.

Juristischer Streit ist vorprogram-
miert, meint Christian Osthus, Leiter
der Abteilung Recht beim Immobili-
enverband Deutschland. Zudem rech-
net er damit, dass es mehr Mietverträ-
ge mit Mindestlaufzeiten von drei Jah-
ren und mehr geben wird, weil Ver-
mieter nicht ständig wieder einen
Makler bestellen wollen oder selbst
Wohnung anbietenmüssen.

Einig sind sich fast alle, dass die bes-
te Preisbremse der Bau neuer, bezahl-
barer Wohnungen in gefragten Lagen
ist. Hamburg zum Beispiel will 6000
neue Wohnungen pro Jahr bauen, da-
von 2000 für Haushalte mit kleinen
undmittleren Einkommen.

GroßerÄrgermit einer kleinenBremse
WOHNEN Bundesjustizminis-
terMaas wirbt für seine
Mietpreisreform. Doch den
einen geht sie nicht weit ge-
nug – und dieMakler wollen
klagen.
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VON GEORG ISMAR, DPA

Bezahlbare Mieten sind nicht nur in Berlin, wo dieses Graffito aufgenommen wurde, der Wunsch vieler Bürger, gerade in den Städten. Foto: dpa

BERLIN. In Deutschland haben die
Straftaten, die von organisierten kri-
minellen Banden begangen wurden –
etwa Autoklau, Rauschgiftschmuggel,
Menschenhandel, Einbruch, Erpres-
sung, Schutzgelderpressung oder In-
ternetbetrug – zugenommen. Die Kri-
minellen agieren immer gerissener,
sind international vernetzt und nut-
zen zunehmend das Internet. Vor al-
lem Banden aus der Rockerszene so-
wie der russisch-eurasischen und der
italienischen Mafia treiben nach An-
gaben des Präsidenten des Bundeskri-
minalamtes (BKA), Jörg Ziercke, in
Deutschland ihr Unwesen.

Minister will Geldströme stoppen

Bundesinnenminister Thomas de Mai-
zière (CDU) warnte davor, die Bedro-
hung durch diese Formen der Organi-
sierten Kriminalität (OK) angesichts
der weltweiten Terrorgefahr zu unter-
schätzen. Die organisierten Banden be-
drohten alle, die Wirtschaft, den Staat,
die Bürger. DeMaizière will mit einem
neuen Konzept verstärkt auf internati-
onale Zusammenarbeit sowie auf die
Austrocknung der Geldströme der Kri-
minellen sowie der Geldwäsche set-
zen. Auf Anfrage unserer Zeitung
sprach er sich auch dafür aus, die
rechtlichen Möglichkeiten zur Einzie-
hung kriminell erworbener Vermögen
zu verbessern. Es sei „unbefriedigend“,
dass die Behörden in Deutschland nur
etwa ein Viertel derartiger Vermögen
„abschöpfen“ könnten. Ziercke, der
seit langem für die Vorratsdatenspei-
cherung eintritt, verlangte, den Er-
mittlern müssten die rechtlichen und
technischen Mittel in die Hand gege-
ben werden, damit sie auch im Inter-
net wirksam gegen diese Verbrecher
vorgehen könnten.

„Länder in der Pflicht“

DieMehrzahl der in Deutschland agie-
renden OK-Gruppierungen werde
durch ausländische Staatsbürger, etwa
aus dem russisch-eurasischen Raum,
Italien, Albanien, Osteuropa und der
Türkei dominiert. Allein in Bayern
wurden seit 2010 rund 5000 russisch-
sprachige Verdächtige festgenommen.

Der Chef der Deutschen Polizeige-
werkschaft, Rainer Wendt, sagte der
MZ: „Jörg Ziercke hat unsere
schlimmsten Befürchtungen bestätigt.
Die Organisierte Kriminalität ist nicht
erst an unserer Haustür angekommen,
sie hat bereits die Türschwelle über-
schritten und ist mitten unter uns.“
Die Bundesländer seien in der Pflicht,
den Personalabbau bei der Polizei zu
stoppen. (rzw)

Zahl der
Banden
nimmt zu
VERBRECHEN Immermehr De-
likte sind der Organisierten
Kriminalität zuzurechnen.
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DETAILS DER MIETPREISBREMSE

➤ In angespannten Märkten soll die
Miete ab 2015 nur nochmaximal zehn
Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen dürfen.
➤ Beträgt die Vergleichsmiete also
sechs Euro, dürfen nur noch höchstens
6,60 Euro je Quadratmeter verlangt wer-
den. Die Länder dürfen festlegen, für
welche Gebiete das gelten soll.
➤ Der Neubau soll aber nicht abgewürgt
werden, da gerade in GroßstädtenWoh-
nungen fehlen – hier gilt keine Preis-
grenze.

➤ Bei umfassenden Modernisierungen
gilt das gleiche, als Richtschnur gilt,
dass diese ein Drittel einer vergleichba-
ren Neubauwohnung kosten sollte.
➤ Geldbußen können fällig werden,
wenn die Mietpreisbremse nicht einge-
halten wird.
➤ Bei bestehenden Mietverhältnissen
ändert sich nichts.
➤ Bei Maklern gilt künftig: Wer bestellt,
der zahlt. Bisher zahlt der Mieter in der
Regel zwei Monatsmieten plusMehr-
wertsteuer für denMakler. (dpa)

Teilnahme für Kinder mit Erziehungsberechtigtenab 12 Jahren

Dienstag, 1 1. November, 17.00 Uhr
Dienstag, 1 1. November, 17.00 Uhr

Donnerstag, 20.November, 17.00 Uhr
Donnerstag, 20.November, 17.00 Uhr
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